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1 . Die vom Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost beschlossene 
Postgebührenerhöhung ist am 1. Juli 1954 in Kraft getreten. Bereits 
bei der Beschlußfassung bestand Klarheit darüber, daß die zu er- 
wartenden Mehreinnahmen bei den zuschußbedürftigen Dienstzweigen 
die Kosten nicht decken werden. Durch eine Überprüfung der Aus- 
wirkungen der Gebührenerhöhung sollte festgestellt werden, [m 
welchem Umfang auch jetzt noch bei den einzelnen Dienstzweigen 
Zuschüsse geleistet werden müssen, und daran die Überlegung 
geknüpft werden, ob und in welchem Umfang die Weiterführung 
der zuschußbedürftigen Dienstzweige unter Berücksichtigung der 
Auflage des Postverwaltungsgesetzes, daß die Deutsche Bundespost 
nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen zu verwalten ist, im Inter- 
esse einer möglichst weitgehenden Annäherung der Selbstkosten an 
die Gebühren tragbar ist. Es hat sich jedoch herausgestellt, daß die 
im Jahre 1950 begonnenen Arbeiten zur Aufstellung einer Kosten- 
strukturanalysc für die einzelnen Dienstzweige auf einer wesentlich 
weiteren Grundlage durchgeführt werden müssen, als ursprünglich 
anzunehmen war. Da hierzu zum Teil erst noch spezifische Methoden 
entwickelt werden müssen, die den besonderen Verhältnissen bei der 
Deutschen Bundespost Rechnung tragen, kann mit einem abschließen- 
den Ergebnis der Überprüfung der Auswirkungen der Gebühren- 
erhöhung in Bezug auf die Kostenrechnung erst zum Ende dieses 
Jahres gerechnet werden. 

In Bezug auf die finanziellen Auswirkungen der Gebührenerhöhung 
können genaue Angaben erst gemacht werden, wenn die finanziellen 
Ergebnisse für das Rechnungsjahr 1954 vorliegen. Das wird vor- 
aussichtlich im März der Fall sein. 
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2. Nach den Ergebnissen bis November 1954, die aber die das 
Gesamtergebnis wesentlich beeinflussende Verkehrsspitze im Weih- 
nachts- und Neujahrs verkehr noch nicht enthalten, kann mit einem 
geringen Reingewinn gerechnet werden. Dies ist in erster Linie darauf 
zurückzuführen, daß der von den Organisationen der gewerblichen 
Wirtschaft vorhergesagte Verkehrsrückgang bei den von der Gebühren- 
erhöhung betroffenen Sendungsarten nicht eingetreten ist. 

Diese Tatsache berechtigte, auch bei dem Voranschlag für das 
Rechnungsjahr 1955 von einer weiteren Zunahme des Verkehrs- 
volumens auszugehen, so daß der Voranschlag mit einem Reingewinn 
von 135,5 Millionen DM abschließt. Er ist mit diesem Ergebnis 
vom Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost festgestellt worden. 
Bei diesem Ergebnis sind jedoch die zwischenzeitlich beschlossenen 
Erhöhungen der Löhne für Arbeiter und der Bezüge für Angestellte 
und Beamte nicht berücksichtigt worden. Diese Maßnahmen haben 
eine Vermehrung der Personalkosten um etwa 100 bis 120 Milli- 
onen DM zur Folge, so daß sich der im Voranschlag ausgewiesene 
Gewinn um mindestens 100 Millionen DM auf etwa 30 Millionen DM 
vermindern wird. 

Wenn auch hiernach trotz der Personalkostenerhöhungen der letzten 
Zeit ein Verlust für d?is Rechnungsjahr 1955 noch nicht zu erwarten 
ist, ist die Rentabilität der Deutschen Bundespost noch nicht wieder- 
hergestellt. Die im Voranschlag ausgewiesenen Abschreibungen sind 
nicht, wie es zum Ausgleich des tatsächlichen Wertverzehrs erfor- 
derlich wäre, nach den Wiederbeschaffungswerten, sondern nach den 
Anschaffungswerten berechnet worden. Darüberhinaus ist eine Ver- 
zinsung des Eigenkapitals überhaupt nicht berücksichtigt und die 
Bildung der durch das Postverwaltungsgesetz vorgeschriebenen 
Rücklage noch nicht in Angriff genommen worden. 

3. Bei dieser Sachlage bedarf es besonderer Anstrengungen, um die 
Rentabilität der Deutschen Bundespost zu sichern und besonders 
mit Rücksicht auf die steigenden Personalkosten nicht vor die 
Entscheidung gestellt zu werden, das Wiederentstehen eines Defizits 
in Kauf zu nehmen oder auf betriebsnotwendige Investitionen zu 
verzichten. Dies Ziel kann nur dadurch erreicht werden, daß die 
Rationalisierung des Betriebes mit allen zur Verfügung stehenden 
Mitteln gefördert wird. Welche Vorhaben in diesem Zusammenhang 
in Angriff genommen worden oder geplant sind, habe ich bereits 
bei der Beantwortung der Kleinen Anfrage 82 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 632 - mitgeteilt, die den Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages als Drucksache 819 vorliegt. Ich habe bei dieser 
Gelegenheit aber auch darauf hingewiesen, daß sich die durch diese 
Rationalisierungsmaßnahmen zu erwartenden Kostenersparnisse vor 
allem wegen der aus finanziellen Gründen gebotenen Beschränkungen 
nicht kurzfristig auswirken können. Es kommt hinzu, daß Rationali- 
sierungsmaßnahmen auf dem Gebiet der Personalkosten, die das 
Flauptkostenelement für die Deutsche Bundespost darstellen, nur in 
einem sehr beschränkten Umfang wirksam werden können. Einer 
Rationalisierung auf diesem Gebiet stehen im besonderen entgegen 
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a) die Tatsache, daß die Deutsche Bundespost aus sozialen 
Rücksichten Entlassungen nur bei Vorliegen besonderer 
Voraussetzungen vornehmen kann, 

b) die Verpflichtungen aus dem Gesetz zur "Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen, 

c) die ständigen Anliegen, mehr Personal bei der Deutschen 
Bundespost unterzubringen, 

d) das Fehlen eines den Erfordernissen einer Verkehrsverwal- 
tung adaequaten Besoldungssystems. 

Darüberhinaus ist das Haupterfordernis für eine finanzielle Ent- 
lastung des Personalhaushalts und damit ein entscheidendes Mittel 
für die Kostenrechnung, die Steigerung der Produktivität, eine 
Aufgabe, die allein für den Bereich der Deutschen Bundespost nicht 
gelöst werden kann, sondern nur durch eine grundsätzliche Reform 
der öffentlichen Verwaltung. 

Da, wie ausgeführt worden ist, die Sorgen der Deutschen Bundes- 
post um ihre Rentabilität zwar verringert, aber noch nicht behoben 
sind, und Rationalisierungsmaßnahmen nur in einem sehr beschränkten 
Umfange m.öglich sind und auch insoweit nicht kurzfristig wirksam 
werden können, bin ich zur Zeit nicht in der Lage, dem Verwal- 
tungsrat der Deutschen Bundespost eine Herabsetzung der Postge- 
bühren vorzuschlagen. Eine gesonderte Behandlung der Auslands- 
gebühren ist - hiervon abgesehen - nicht möglich, weil die Aus- 
landsgebührcn nach Artikel 48 des Weltpostvertrages (Bundesgesetzbl. 
1954 II S. 1213) untereinander in einem bestimmten Verhältnis 
stehen müssen, es aber auch nicht tragbar ist, einzelne Auslandsge- 
bühren niedriger als die Inlands gebühren für die gleiche Sendungsart 
festzusetzen. 


Dr. Balke 
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